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I. 

Frapper fort sur la bourse , c'est frapper juste ruft 
Groabbon in seinem Werke la science du point d'honneur 
(Paris 1894) den Franzosen als Losungswort im Kampfe 
gegen das Duellwesen zu, und zweifellos liegt darin ein 
Kern Wahrheit. Groabbon kennt seine Landsleute; er 
weiss, dass der Franzose ein leidenschaftlicher Anhänger 
des Zweikampfs ist, welchen eine etwaige nicht enteh- 
rende kriminelle Bestrafung nicht leicht abschreckt, ganz 
abgesehen davon , dass die Freisprechung wegen Zwei- 
kampfs seitens der französischen Geschworenen durchaus 
an der Tagesordnung ist. Groabbon hat aber anderer- 
seits einen scharfen Blick für die schwachen Seiten der 
französischen Nation, er sieht im Geldpunkte ein be- 
sonders geeignetes Mittel im allmählichen Vernichtungs- 
kampf gegen das Duell. Denn dass der Zweikampf in 
den Staaten , wo er besteht , nicht von heute auf morgen 
abgeschafft werden kann ist klar, die Anschauungen eines 
ganzen Volkes müssen sich in dieser Richtung ändern, 
wenigstens was Frankreich anbetrifft, während in Deutsch- 
land das Duell verhältnismässig auf engere Kreise be- 
schränkt ist. 

Es müssen neue Wege gefunden werden, die Ehre 
auf Kosten des Beleidigers «wieder rein zu waschen, in 
einer auch für die Standesgenossen erkennbaren Weise; 
neben der inneren Befriedigung muss auch diejenige des 

1* 
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Kreises, in welchem der Gekränkte sich bewegen will, 
Hand in Hand gehen. Wir haben zwar wie alle andern 
Staaten ein Strafgesetz, das die Beleidigung unter Strafe 
stellt, — und doch sehen wir täglich, dass ein Beleidig- 
ter es vorzieht, sich im Wege der Selbsthülfe Genug- 
thuung zu holen. Offenbar weil unser Strafgesetz nicht 
ausreicht, dem Beleidigten nicht Gentige leistet. Wir 
haben ein Gesetz, welches den Zweikampf unter Strafe 
verbietet, und trotzdem ist derselbe etwas Alltägliches. 
Auch hier verfehlt das Gesetz seine Wirkung. Wer die- 
sen Weg der Selbsthülfe beschreitet, kennt im Voraus 
den laxen Standpunkt des Gesetzgebers, er kennt die cu- 
stodia honesta, welche winkt. Wollte man die Worte, 
welche in den deutschen gesetzgebenden Versammlungen 
gegen das Duellwesen geschleudert werden, in Thaten 
umsetzen, wollte man mit der Abschaffung des Zwei- 
kampfs wirklich Ernst machen, so brauchte man bloss 
auf England zu sehen, welches diesen Weg schon gegan- 
gen ist. Thatsache ist, dass in England früher das Duell- 
wesen in Blüte stand und dass es jetzt vollständig besei- 
tigt ist; und dennoch ist der Engländer in Ehrensachen 
keineswegs weniger empfindlich als ein anderer Volks- 
stamm. 

Das Englische Recht thut nichts als den Duellisten 
wie jeden andern Raufbold nach den allgemeinen Straf- 
bestimmungen zu behandeln; wer seinen Gegner im Duell 
tötet, soll regelmässig das gleiche Schicksal wie ein Mör- 
der erfahren. 

Diesen Standpunkt vertraten früher viele deutsche 
Landesgesetze ; aber freilich wurde das vorhandene Straf- 
gesetz nicht immer richtig angewendet. So enthält z. B. 
noch das Preussische Landrecht von 1794 die Todesstrafe 
und den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte als ordent- 
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liehe Strafdrohung. Auch das Wtirttembergische Duell- 
edikt des , Herzogs Eberhard Ludwig vom 6. März 1714 
sieht sich veranlasst mit harten Strafen gegen das Duell- 
wesen vorzugehen, indem ;,das Duelliren, zweybalgen und 
schlagen, ohnerachtet deren dagegen im Reich mehrmals 
ausgelassener scharflfen Poenal-Edikten , in unserem Her- 
tzogthum und Landen, gantz gemein werden wolle" und 
„solch höchst schädlichem Beginnen alles Ernsts zu steu- 
ern einer jeden Christlichen Obrigkeit oblieget^. In Art. 5 
ist demnach für den Fall einer Verletzung im Duell dem 
Beschädiger Verlust des Adels und seiner Charge, em- 
pfindliche Geldstrafe und Züchtigung angedroht; im Tö- 
tungsfalle soll nach Art. 6 der Leichnam des auf dem 
Platze Gebliebenen, sofern der Getötete von Adel, an 
einem unehrlichen Orte begraben, sofern derselbe ;,ge- 
meinen Standes^ gewesen war, am Galgen aufgehängt 
werden; der „Mörder^ aber sollte als adelig mit dem 
Schwerte, andernfalls mit dem Strange gerichtet werden. 
Wie wenig diese schweren Strafdrohungen gefruchtet, 
geht daraus hervor, dass bereits Herzog Carl Rudolph 
am 6. Juni 1738 das Edikt von 1714 erneuern musste! 
Denselben strengen Standpunkt vertreten die übrigen 
deutschen Duellmandate ^) , welche vom 16. Jahrhundert 
an erlassen wurden , in welchem sich der Zweikampf zu 
seiner heutigen Gestalt entwickelt hatte. 

Hervorzuheben ist übrigens^), dass das Duell in 



1} Sachsen machte den Anfang im Jahre 1544, es folgten da- 
selbst 1650 und 1712 weitere Gesetze; in Preussen wurden 1652, 
1688, 1713 Strafgesetze erlassen, allerdings ohne dass in diesen 
Duelledikten auch die civilrechtliche Seite in Betracht gezogen 
und geregelt worden wäre. 

2) Vgl. die Werke von Levi (1889) und die dort Citirten, 
auch Below (1896). 
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Deutschland bereits vor dem 16. Jahrhundert existiert 
hat. Anfangs war der Zweikampf nur als. Gottesur- 
teil behufs Entscheidung der Processe angewendet wor- 
den und nur nebenbei auch in den Fallen einer leich- 
ten Beleidigung, sofern keine compositio gegeben ward. 
Die Römer, welche ein stark ausgeprägtes Ehrgefühl 
besassen, kannten den Zweikampf nur in der Form des 
Kampfspiels; sollte das Duell auch in anderer Weise 
vorgekommen sein, so wurden die gewöhnlichen Bestimmun- 
gen über Körperverletzung und Tötung in Anwendung 
gebracht. Nach v. Below ist das heutige Duell nicht 
auf Gottesurteil, Beweis und andere gerichtliche Formen 
zurückzuführen, sondern ist aus Spanien über Frank- 
reich zu uns gekommen, ist überhaupt romanischen Ur- 
sprungs. Die in Deutschland nach dem 16. Jahrhundert 
erlassenen Strafgesetze hatten einen Erfolg nicht erzielt, 
im Gegenteil es änderten sich allmählich die Anschau- 
ungen und der Gesetzgeber wurde immer nachgiebiger, 
bis es erst der Jetztzeit bezw. der Zukunft vorbehalten 
ist, den Rückzug wieder anzutreten. 

England ist zu seinem heutigen Rechtszustand da- 
durch gekommen, dass es den Beleidigten allmählich dazu 
erzogen hat. Der in seiner Ehre Gekränkte hat von der 
höchsten weltlichen Autorität ein Aequivalent erhalten 
und damit begnügt er sich. Allerdings erscheint uns 
Deutschen diese Abschätzung der Ehre in Geld^) und . 
ihre Wiederherstellung durch Geldeswert anstössig, aber 
in England hat der Versuch die Probe bestanden, die 
Anschauungen sind andere geworden : tempora mutantur 
et nos mutamur in illis. In England wurde der Vernich- 
tungskampf gegen das Duell mit durchgreifenden Mitteln 
geführt. Wir Deutschen sind hiezu noch nicht reif, für 

1) Auch durch die Actio iniuriarum aestimatoria. 
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uns wären derartige Wege verfrüht; wir müssen nehmen 
was gegeben ist und an der Hand des Dargereichten wei- 
ter arbeiten. Dabei ist die Frage vom Civilersatz ein 
nicht zu unterschätzendes Glied in der Reihe von Heil- 
mitteln. Unzweifelhaft ist die Zuerkennung eines Ersatzes 
für jede im Duell erfolgte Verletzung ein wirksames Pal- 
liativmittel gegen den Zweikampf, welches das Strafge- 
setz zu unterstützen geeignet ist. Damit ist keineswegs 
gesagt, dass die Ersatzpflicht den Charakter der römi- 
schen Privatstrafen tragen soll, ihren eigentlichen Grund 
bildet die Schadloshältung ; aber darüber wird kein Zwei- 
fel sein, dass die Aussicht auf eine wenn auch zunächst 
unsichere Haftpflicht eine abschreckende Wirkung auszu- 
üben geeignet ist. Dazu kommt noch , dass diese Ge- 
währung der Billigkeit entspricht. Der Gesetzesübertre- 
ter sollte nicht mit dem Triumphe über seinen Gegner 
den weiteren verbinden, die Angehörigen, die in dem Ge- 
töteten ihren Ernährer verloren haben, gedemütigt zu 
sehen ; die Humanität erfordert, diese an dem Duell gänz- 
lich Unbeteiligten unter dem Fehler des Andern nicht 
leiden zu lassen. 

Eine kritische Untersuchung der Civilersatzfrage ist 
hiernach durchaus angezeigt, insbesondere mit Rücksicht 
auf die gegenwärtig in verstärktem Masse auftretenden 
Strömungen gegen das Duellwesen. Mit Unrecht sprechen 
die Motive zum deutschen bürgerlichen Gesetzbuch dem 
Civilersatz jede praktische Bedeutung ab. Bedauerlicher- 
weise ist nach dem nunmehr deutschen bürgerlichen Ge- 
setzbuch vom 18. August 1896 die Entscheidung vollstän- 
dig der Praxis überlassen, was um so weniger angezeigt 
war, als mit der Aenderung der Anschauungen auch die 
praktische Bedeutung des Civilersatzes rascher als man 
vielleicht glaubt, in den Vordergrund gerückt werden 



Digitized by 



Google 



.8 

kann. Auch aus der Dürftigkeit der Litteratur über unser 
Thema kann auf die juristische Bedeutung derselben ein 
Schluss nicht gezogen werden; auch dies hängt teilweise 
damit zusammen, dass der Civilersatz aus Zweikampf 
noch keine eigentliche Geschichte aufzuweisen hat. Soll- 
ten meine Ausführungen dazu beitragen, diese Frage in 
Fluss zu bringen und für weitere Untersuchungen Anre- 
gung zu geben, so wäre der Zweck dieser Zeilen er- 
reicht. 

IL 

Ob der Rechtssatz volenti non fit iniuria heute auf 
dem Gebiete des Civil- und Strafrechts unbestritten gilt, 
soll hier nicht erörtert werden. An der Hand von 1. 15 
Dig. 47,10; 1.46 §8 und 1.48 §2 D. 47,2; 1. 203 D. 50, 17; 
1. 7 § 4 D. 9, 2 u. a. wird bekanntlich der Satz behauptet, 
aber wir haben nicht nöthig, hier auf diese Fragen näher 
einzugehen. Wächter^) vertheidigt den Satz für das 
Strafrecht: das Princip soll nicht nur auf den Fall ange- 
wendet werden, wo es sich um ein Delikt gegen das Ver- 
mögen handelt, vielmehr auch dann, wenn das Rechtsgut 
der Gesundheit und des Lebens auf dem Spiele steht. 
Wächter stützt sich hauptsächlich auf 1. 7 § 4 Dig. 9, 2, 
den Römern sei das Leben nicht so heilig und unver- 
äusserlich erschienen, dass sie bei dem Rechte auf das 
Leben, den Grundsatz ausgeschlossen hätten. Nach der 
entgegengesetzten Ansicht, welcher Köstlin*) huldigt 
und welche sich auf 1. 27 § 3 Dig. 2, 14; 1. 17 pr. D. 13, 6 
und 1. 1 § 7 D. 16, 3 beruft, hätten die Römer bei Ver- 
letzungen der Persönlichkeit dem Princip die Spitze ge- 



1) Vorleeungen 1883 § 69. 
£) System S. 106 N. 3. 
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brochen und dem volenti non fit iniuria seine Wirkung 
genommen. 

Für das civilrechtliche Gebiet wird daran festzuhal- 
ten sein, dass wer eiowilligt, jedenfalls für sich nichts 
fordern kann, mag er in Tötung, Verwundung oder Zwei- 
kampf einwilligen, die Frage bleibt nur, ob Dritte (An- 
gehörige, Gläubiger, Alimentenberechtigte etc.) forde- 
rungsberechtigt werden oder bleiben. Kann man sagen, 
dass jeder, welcher zum Zweikampf antritt, implicite in 
alle schädlichen Folgen einwilligt? Damit würde dem 
Duellanten entschieden zu viel zugemutet. Jeder wehrt 
sich seiner Haut nach Kräften • und sucht den Gegner 
unschädlich zu machen. Eine Einwilligung liegt darin 
nicht. Es mag sein, dass eine ausdrücklich erklärte Ein- 
willigung in die eventuellen Verletzungen beim Zweikampf 
vorkommen kann. Gesetzt, dass vor dem Duell Verein- 
barungen getrofifen wurden, wonach die Duellanten den 
Kampf bis aufs Aeusserste führen, so wird man sagen 
können, dass darin eine Einwilligung in die erhaltenen 
Verletzungen vorliege. Immerhin wird dieser Fall der 
ausdrücklichen Einwilligung zu den grössten Seltenheiten 
gehören. 

Der andere Fall, dass ein Duellant ;,stillschweigend^ 
in alle Folgen eingewilligt habe , ist zwar möglich , darf 
aber aus dem blossen Gegenübertreten zum Zweikampf 
nicht gefolgert werden. Zweifellos kann die Einwilligung 
einen verschiedenen Umfang haben und wie weit gieng 
dann im Einzelfall die Einwilligung? Man denke nur 
an einen Zweikampf, bei dem die Art der gewählten 
Waffen bezw. die dem Duell zu Grunde liegenden Be- 
dingungen einen tötlichen Ausgang in keiner Weise ver- 
muten lassen und dieser Erfolg tritt dennoch ein: hier 
kann von einer stillschweigenden Einwilligung in die 
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Tötung nicht mehr die Bede sein. Denkt der Student, 
welcher zu einer Schlägermensur ^), dieser ;,höheren Fecht- 
übung* antritt, normalerweise an eine derartige schlimme 
Folge? 

Hier könnte nur der Gesetzgeber durch einen Macht- 
spruch eingreifen. Er könnte sagen, dass durch das Ge- 
genübertreten die Einwilligung in die erfolgten Verletzun- 
gen bewiesen werde, aber gethan hat er das nicht, und 
mangels einer direkten Entscheidung diese Konsequenz 
selbst zu ziehen, wäre eigenmächtig. 

. III. 

Ein energischer Vertreter der Ansicht, dass beim 
Zweikamj)f ohne weiteres eine Einwilligung in sämmtliche 
Folgen vorliege und jeder Ersatzanspruch wegfalle, ist 
wiederum Wächter^). Denselben Standpunkt vertritt 
(abgesehen vom Hessischen Entwurf Art. 665) unter den 
deutschen Landesgesetzgebungen das Württembergi- 
sche Gesetz über die privatrechtlichen Folgen der Ver- 
brechen und Strafen vom 5. September 1839, indem es* 
in Art. 13 Abs. 3 kategorisch erklärt: diese Klage (die 
Schadensersatzklage bei Tötungen) findet jedoch nicht 
statt, wenn die Tötung im Zweikampf sowie wenn die 
Tötung auf ernstliches Verlangen des Getöteten gesche- 
hen ist*; hinsichtlich der aus dem Duell resultierenden 
Körperverletzung bestimmt Art. 14 Abs. 3 in derselben 
Kürze „bei Körperverletzungen im Zweikampf findet keine 
Entschädigung statt*. Der tiefere Grund dieser Entschei- 
dung liegt in dem Grundsatz volenti non fit iniuria, wie 



1) Vorausgesetzt, dass Schiägerraensuren, wie das Reichsge- 
setz will, für wirkliche Duelle gehalten werden müssen. 

2) ArcbiT für civilistische Praxis Bd. 23 (1840) S. 81. 
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aus der Zusammenstellung der Tötung im Zweikampf und 
derjenigen auf ernstliches ' Verlangen hervorgeht , sowie 
aus den unter dem Vorsitz von Wächter als damaligem 
Landtagsprasidenten über diesen Punkt geführten inte- 
ressanten Verhandlungen der württembergischen Kammer 
der Abgeordneten. Bezeichnend für die Zweifelhaftigkeit 
der Entscheidung ist der Umstand, dass der Antrag mit 
der geringen Majorität von 42 gegen 41 Stimmen zum 
Gesetz erhoben worden ist. Ein Pyrrhussieg! welchen 
allerdings Wächter mit Freuden begrüsst, indem er^) bei- 
fügt ;y beinahe hätte eine Stimmung gegen den Zweikampf 
an sich eine Inkonsequenz im Gesetze herbeigeführt**). 
Die Kommission der württ. 2. Kammer führte damals in 
ihrem Bericht zur Begründung ihres Antrags aus: „Wenn 
gleich in diesen Fällen (beim Zweikampf und der Tötung 
auf Verlangen) das Strafgesetzbuch aus guten Gründen 
nicht die völlige Straflosigkeit des Tötenden ausgesprochen, 
sondern nur die Strafbarkeit wesentlich gemildert hat, 
so kann doch dem Grundsatz des bürgerlichen Rechts, 
dass demjenigen kein Unrecht geschehe, der seine Zu- 
stimmung gegeben hat, im privatrechtlichen Verhältnisse 
volle Rechnung getragen werden. Zwar wird bei dem 
Duell häufig ein gewisser Zwang eintreten, weil man es 
für eine Ehrensache hält, demselben nicht auszuweichen. 
Aber die Stärke dieses moralischen Zwangs lässt keine 
juridische Berechnung zu, und wer sich demselben unter- 
wirft, kann gleichwohl als zustimmend angenommen wer- 
den*. Vgl. über diese ganze Frage Protokoll XXIII 



1) Bd. 23 des Arch. f. civ. Praxis u. A. 

2) Grucbot, Beiträge S. 169 bemerkt, „die Zweifelhaftigkeit 
der aufgeworfenen Frage (Einwilligung bei Tötung im Zweikampf?) 
giebt sich schon durch das auffallende Slimmenverbältnis in der 
IL Warttbg. Kammer kund"". 
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S. 31 flF. der Verhandlungen der Kammer der Abgeordne- 
ten des Königreichs Württemberg aaf dem Landtag von 
1839. 

Einige der für und gegen den Kommissionsantrag 
ins Feld geführten Gesichtspunkte aus der entscheidenden 
Sitzung vom 12. April 1839 heben wir hervor. Geh. Rat 
V. Schwab und Abgeordneter Scheuerlen erklärten die 
Aufnahme einer den Schadensersatz versagenden Gesetzes- 
bestimmung geradezu für überflüssig, da der Grundsatz 
volenti non fit iniuria unbestritten ohne Weiteres beim 
Zweikampf zur Anwendung zu kommen habe. Eine Reihe 
von Abgeordneten traten für einen Artikel im Sinne des 
Kommissionsantrags unter Berufung auf die Einwilligung 
des Verletzten ein , so Veiel , v. Mosthaf , Gmelin u. A., 
letzterer mit dem Beifügen: ^wir können einen im Pri- 
vatrecht geltenden Grundsatz nicht verlassen, die Zu- 
lassung eines Schadensersatzes wäre die Statuierung einer 
Strafe, eine Vermischung des Strafrechts mit dem Civil- 
recht^. Eine weitere Anzahl Redner stellten auf das 
konkurrierende Verschulden ab mit dem Schlagwort, der 
Verletzte gehe ebenfalls auf verbotenen Wegen, versiere 
auch in Verschuldung. Der Abgeordnete Wocher wies 
m. E. mit Recht darauf hin, dass die Frage der Einwilli- 
gung, der Grundsatz volenti non fit iniuria nur insoweit 
Platz greife, als nach den getroffenen Bestimmungen und 
der üebereinkunft der Kämpfenden diese auf eine töt- 
liche Verletzung sich gefasst halten müssen, in allen an- 
dern Fällen, wo die Art der üebereinkunft eine solche 
Unterstellung nicht zulasse, trete der Gesichtspunkt der 
Verschuldung in den Vordergrund und in dieser versiere 
der Getötete. Ein Abgeordneter stimmte für Verweige- 
rung des Civilersatzes , weil hiedurch die Zweikämpfe in- 
direkt verhindert würden, indem Jeder davon abgeschreckt 
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werde sich zum Duell zu stellen, wenn er wisse, dass 
seine Hinterbliebenen bei seiner eventuellen Tötung kei- 
nen Ersatzanspruch hätten. 

Ebenso mannigfach sind die Gründe, welche für einen 
Schadensersatz angeführt wurden: durch die gesetzliche 
Verneinung des Ersatzes werde noch eine kleine Prämie 
auf den Zweikampf gesetzt, während durch die Bejahung 
desselben die Zahl der Duelle zweifellos vermindert werde 
(v. Köstlin , Gutbrod , Haas) , der Zweikampf sei nichts 
anderes als ein ^^vertragsmässiges Mordattentat'', welches 
der Staatsordnung Hohn spreche und deshalb durch die 
Schadensersatzpflicht zu reduzieren sei (Hiller). Ganz 
besonders wurde von verschiedenen Seiten darauf hinge- 
wiesen, dass jedenfalls die Hinterbliebenen nicht büssen 
dürfen für die Sünden des Getöteten (v. Märklin), dass 
der Schadensersatz vielmehr ein selbständiges Recht der 
Angehörigen bilde (v. Probst: durch das Verschulden des 
Getöteten dürfe, zumal es sich um ein unveräusserliches 
Recht handle, den Ansprüchen der Hinterbliebenen nicht 
präjudiziert werden. Jaumann : ^Die ihres Ernährers be- 
raubte Familie wandelt nicht auf verbotenen Wegen*). — 
So weit die württbg. Abgeordnetenkammer. 

Auch das Bad i sehe Gesetz vom 6. März 1845 
über die privatrechtlichen Folgen der Verbrechen huldigt 
offenbar der Einwilligungstheorie , indem es die Tötung 
und Körperverletzung im Zweikampf unmittelbar und offen- 
bar beispielsweise neben die an einem Einwilligenden 
verübte stellt und in der Folge, wenn auch nicht dritten 
Personen, so doch dem Duellanten jede Entschädigung 
abspricht 

Dagegen scheint Dernburg (Preussisches Privatrecht 
Bd. II S. 921) den Standpunkt Wächters von der Einwilli- 
gung beim Zweikampf ebenfalls nicht zu teilen, wenig- 
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stens verwirft er ohne weitere Begründung die Anwend- 
barkeit des volenti non fit ininria für den vorliegenden 
Fall. Desgleichen sieht Cromo in seinem Allgemeinen 
Teil der französischen Privatrechtswissenschaft 1892, 
S. 348 f., 352 beim Duell von der Frage der Einwilligung 
des Verletzten völlig ab und legt das einzige Gewicht 
auf das Verschulden desselben. 



IV. 

In der That muss die richtige Antwort lauten, dass 
eine rechtsverbindliche Einwilligung in die Verletzung 
der Körperintegritat überhaupt nicht möglich sei. Selbst- 
verständlich kann derjenige, dem gegenüber die Einwilli- 
gung ausgesprochen sein soll, dadurch kein Recht auf die 
Zufügung der Verletzung erhalten; insoweit besteht Einig- 
keit. Die Bedenken beginnen, wenn Wächter^) ausführt, 
es handle sich darum, ob derjenige, welcher einen Andern 
lediglich nach dessen fortdauerndem Willen behandle, 
hiedurch eine Rechtsverletzung an dem Einwilligenden 
begehe und dies sei zu verneinen. Allein nach unserem 
deutschen Strafgesetzbuch ist und bleibt die Tötung im 
Zweikampf ebenso wie diejenige auf ausdrückliches und 
ernstliches Verlangen und die Verstümmelung behufs Ab- 
wendung der Militärpflicht widerrechtlich und als eine 
Rechtsverletzung an dem Einwilligenden auch strafbar 
gemäss §§142, 206, 216 StGBs. Selbst bezüglich der 
blossen Körperverletzung auf Grund einer Einwilligung 
beharrt das Reichsgericht in Entsch. i. Strafs. B. II 
S. 442 und VI S. 61 auf Strafbarkeit, allerdings ist diese 
Ansicht vielfach angefeindet, indem der Ausschluss der 



1) VorlesuDgen über deutsch. Strafrecht S. 188 f. 
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Rechtswidrigkeit in allen Fällen der Körperverletzung in 
Folge der Einwilligung proklamiert und damit die Straf- 
losigkeit verfochten wird ^). Es kommt hier hauptsächlich 
darauf an , die m. E. richtige Begründung des Reichsge- 
richts hervorzuheben , welche entsprechend den Motiven 
zu § 216 StGB, dahin geht , dass die Gesundheit zu den 
unverzichtbaren Gütern gehöre, deren Erhaltung der Staat 
fordern müsse und dass auch der Gesetzgeber das Leben 
als ein unveräusserliches Recht anerkenne; unverzichtbar 
sei aber die Gesundheit nicht bloss in der Hinsicht, dass 
die definitive Zerstörung derselben, sondern dass auch die 
Störung des Wohlbefindens hierunter zu begreifen sei. 
Die Entscheidung RG. Bd. 6 S. 61 ^ behandelt speciell 
den Fall der studentischen Schlägermensur und erklärt 
dieselbe — im Widerspruch mit anderen Entscheidungen 
— nicht für einen Zweikampf mit tötlichen Waffen i. S. 
des §201 StGB., stellt jedoch trot? einer eventuellen 
Einwilligung in die Verletzungen das Vorhandensein einer 
gemäss § 223 a StGB, strafbaren Körperverletzung fest. 
Gerade dadurch, dass das Gesetz die Widerrecht- 
lichkeit und Strafbarkeit beibehält, verwirft es jegliche 
Einwilligung in eine Verletzung der Körperintegrität, es 
versagt ihr jeden Erfolg, weil sie als contra bonos mores 
rechtlich nicht zu beachten ist. Dieser Grundgedanke 
ist derselbe im Strafrecht wie im Civilrecht. In den ver- 
mögensrechtlichen Delikten des Diebstahls, der Unter- 
.schlagung u. A. fällt mit der Einwilligung die Widerrecht- 
lichkeit überhaupt weg, nicht aber bei den Delikten ge- 
gen Leib und Leben. Dieses höchste Gut ist in jeder 
Beziehung unveräusserlich und einem Vertrage, welcher 

1) Vgl. das Nähere hierüber nebst LitteraturDacbweis bei 
Olshausen, Commentar z. StGB. § 223 Z. 9. 

2) Anders R6. PI. 6. März 1883 in BQ. Strafe. Bd. 8 S. 87. 
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auf Beeinträchtigung dieses Rechtsguts gerichtet ist, ist 
jede rechtliche Wirkung zu versagen : pacta, quae turpem 
causam continent, non sunt observanda (I. 27 § 2 Dig. 2, 14), 
und wenn die Stelle fortfährt veluti si paciscar ne inju- 
riarum agam si feceris, so ist damit gesagt, dass selbst 
ein vorausgehender ausdrücklicher Verzicht auf das Kla- 
gerecht unwirksam sei, höchstens „post admissa haec 
pacisci possumus^. 

Was den Standpunkt der Motive zum deutsch, 
bürgerl. Ges. B. betrifft, so gehen dieselben in Ueberein- 
stimmung mit §§ 118, 780 Sachs. G.B. davon aus, dass 
bei der Einwilligung in eine Tötung bezw. Körperver- 
letzung und demnach auch beim Zweikampf (Motive Bd. II 
S. 770, 792) neben der Strafbarkeit der Handlung auch 
civilrechtlich eine widerrechtliche Handlung vorliege, sie 
erklären jedoch einen Ersatzanspruch des einwilligenden 
Beschädigten und SjBiner Erben, also auch des Duellanten 
und dessen Erben, gemäss §706 des 1. Entwurfs für 
ausgeschlossen und begleiten diese Ansicht mit dem Zu- 
sätze „diese angemessene Ausdehnung der Vorschrift (in 
§ 706 d. i. Entw. : Hat der Beschädigte in die beschädi- 
gende Handlung eingewilligt, so steht ihm ein Anspruch 
auf Schadensersatz nicht zu) ist keineswegs selbstver- 
ständlich". Der I.Entwurf bezw. die Motive zu demsel- 
ben wollten also 'den Zweikampf unter den § 706 1. Entw. 
untergebracht wissen, wozu die allgemeine Fassung die- 
ses § durchaus geeignet schien. Vgl. Motive Bd. II S. 730. 
Nunmehr hat aber das jetzige Bürg. G.B, den § 706 wie- 
der fallen gelassen und damit den alten unsicheren Zu- 
stand wieder hergestellt. Wenn dann weiter der 1. Entw. 
in den §§ 722 Abs. 1, 723, 725 gewissen Dritten einen 
Entschädigungsanspruch für den Fall einer Tötung oder 
Körperverletzung gab, so war unklar, ob dieser Ersatz- 
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anspruch als ein selbständiger anzusehen sei in dem 
Sinne, dass ihm die Einrede der Einwilligung des Ver- 
letzten nicht entgegengestellt werden könne. Die Motive 
Bd. 2 S. 770 f. sprechen sich für die Selbständigkeit die- 
ses Anspruchs aus, geben jedoch zu, dass die Recht- 
sprechung und die Wissenschaft sich erst über die defi- 
nitive Entscheidung dieser Frage mangels einer gesetz- 
lichen Bestimmung werden schlüssig machen müssen. 

Was die praktische Seite der beiden Meinungen be- 
trifft, so möchte ich nur einige Schwierigkeiten, welche 
der Zulassung der Einwilligung entgegenstehen, hervor- 
heben. Zunächst müssen verschiedene Stufen der erklär- 
ten Einwilligung oder von Einwilligung und Erfolg be- 
rücksichtigt werden; sodann müssten wohl die Erklärung 
der Einwilligung Geschäftsfähigkeit des Einwilli- 
genden erfordern. — Endlich müsste mit dem Ersatzan- 
spruch des einwilligenden Verletzten auch der seiner Er- 
ben weg^fallen. Dann müsste aber häufig auf Umwegen 
ein gesetzlicher Ersatzanspruch gewisser Dritter kon- 
struiert werden. So z. B. das Badische Gesetz vom 6. 
März 1845, welches unter Festhaltung an dem volenti 
non fit injuria den tötenden Duellanten zunächst von je- 
der Entschädigung an den Getöteten bezw. dessen Erben 
entlastet, um ihn alsbald wieder gewissen dritten Perso- 
nen zu verpflichten, als welche in § 3—5 d. Ges. in lan- 
ger Reihe gerade die Angehörigen und Hinterbliebenen 
des Getöteten aufgezählt sind. Warum zuerst mit der 
einen Hand etwas nehmen, um es mit der anderen wie- 
der zu geben? 

Der Zweikampf ist kein Polizeidelikt, wie Wächter 
meinte, auch nicht ein Delikt gegen den öffentlichen Frie- 
den, er ist ein Gefährdungsdelikt, es handelt sich bei ihm 

2 
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um Gefährdung von Leib und Lebend* Aus diesem 
Grunde verbietet der Gesetzgeber den Zweikampf, also 
trotz einer etwaigen Einwilligung. 



Ehe wir das Gebiet der Einwilligung verlassen, lohnt 
es einen Blick auf das französische Recht zu werfen, 
welches für unsere Frage mancherlei Anziehendes bietet. 
Der Code civil enthält keine ausdrückliche Bestimmung 
über den Zweikampf, sondern nur den generellen Art. 1382: 
tout fait quelconque de Thomme, qui cause ä autrui un 
dommage, oblige celui par la faute duquel il est arriv6^ 
k le r6parer. Dieses allgemeine Recht des Art. 1382 auf 
Schadensersatz erlischt*) durch vorhergehende Einwilli- 
gung, aber nur sofern es sich um ein veräusserliches 
Recht 'handelt , eine Einwilligung zur Tötung ist unwirk- 
sam und rechtlich nicht zu beachten, da hier ein unver- 
äusserliches Gut im Spiele steht \ Deuigemäss *giebt die 
.französische Praxis einen Civilersatz beim Zweikampf. 
Thilo ^) sagt: ;,Zugegeben dass die Einwilligung eines 
Duellisten, sich den Wechselfällen des Duells auszusetzen, 
ihm ein Klagerecht auf Entschädigung wegen erhaltener 
Wunden nicht gestatte, so kann doch, wenn er im Duell 
getötet worden, seiner Frau und seinen Kindern für den 
Schaden, den sie durch seinen Tod erleiden, auf ihre 



1) So Hugo Meyer, Lehrbuch, 4. Aufl. 1888 S. 554, Olshausen, 
Comment. z. St.GB. § 211 N. 11. 

2) Larombi^re in No. 31 zu Art. 1382. 

8) Uebereinstim tuend Pucbelt, Handbuch des französ. Civil- 
rechts, 1875, 6. Aufl. § 445. 

4) Kontroversen, 1841 (bearbeitet nach J. M. Boileux) S. 421 
EU Art. 1882. 
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unmittelbare Klage ein Entschädigungsanspruch an den 
Gegner eingeräumt werden**. In dieser Ausführung Thilo's 
sieht Gruchot^) das richtige Princip angedeutet und 
bemerkt weiter: „Ist den hinterbliebenen Familienglie- 
dern des durch fremde Schuld Getöteten wegen des ihnen 
selbst durch die Tötung zugefügten Schadens eine Ersatz- 
klage gegeben, also ein in ihrer eigenen Person, nicht in 
der Person des Entleibten entstandenes Klagerecht, so 
kann ihnen jener Grundsatz volenti non fit iniuria nicht 
entgegengehalten werden, denn sie, die allein Beschädig- 
ten und Ersatzberechtigten haben ja in die Tötung nicht 
eingewilligt, der im Zweikampf Gebliebene konnte aber 
durch seine Einwilligung ihren Rechten nichts vergeben^. 
Gruchot scheint demnach auf der einen Seite eine Ein- 
willigung des Duellanten in seine Verletzungen zu er- 
blicken, auf der andern Seite jedoch dieser Einwilligung 
die verbindliche Kraft für die Hinterbliebenen, also die 
Erben des Gefallenen , abzusprechen. Dann wäre das 
praktische Resultat dasselbe wie bei der Verwerfung der 
Einwilligungstheohe : die Zulassung eines Ersatzanspruchs. 
So bei Tötungen. Wie aber bei blossen Verwundungen? 
Offenbar will Gruchot (wohl auch Thilo) in diesem Fall 
von einem Anspruch des Duellanten nichts wissen und 
von einem Ansprüche der Angehörigen sprechen sie nicht. 
Aber diese Entscheidung entspricht nicht dem Standpunkt 
des französischen Rechts, welches in liberalster Weise, 
ohne der Einwilligung einen Wert beizulegen, den Civil- 
ersatz darbietet. Auch scheint die Ansicht inkonsequent: 
die Einwilligung ist vorhanden, sie ist aber wirkungslos 
gegen die Erben des Einwilligenden ; logischerweise müss- 
ten die Folgen der Einwilligung auch auf die Erben über- 
tragen werden. 

1) Beiträge, Bd. 4, S. 169 f. 
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Ebensowenig wie der Code Civil enthält das Pren8si- 
s c h e Landrecht eine ausdrückliche Bestimmung über den 
Ersatz beim Zweikampf, dagegen regelt es eingehend den 
Schadensanspruch der Wittwe und Kinder bei Tötung 
ihres Ernährers unter Abstufung desselben nach dem 
Grade der Verschuldung des Totschlägers. Dieser ge- 
setzliche ünterhaltungsanspruch gilt^) als ein selbständi- 
ger, von der Erbenqualität durchaus unabhängiger, wel- 
cher selbst durch eine eventuelle Einwilligung des Getö- 
teten und vollends auch beim Zweikampf nicht ausge- 
schlossen ist. 

VI. 

Wir wenden uns nunmehr zur Frage vom konkur- 
rierenden Verschulden beim Zweikampf. Mit Recht unter- 
scheidet Crome^) von dem Falle der Einwilligung den 
andern, wenn eine gemeinschaftliche Handlung vorliegt, 
für welche einen oder beide Theile ein Verschulden trifft; 
dazu rechnet Crome den Zweikampf und den unehelichen 
Beischlaf. Ganz richtig: der Zweikampf ist überhaupt 
nicht unter der Lupe der Einwilligung zu betrachten, er 
soll vielmehr vom Verschulden ausgehen. 

Dass beim Zweikampf ein beiderseitiges Verschulden 
vorliegt, ist entschieden zu bejahen. Das Hauptgewicht 
legen wir dabei auf das Gegenübertreten zum Duell. 
Von dem Vorangegangenen kann abgesehen werden, wie- 
wohl schon in der Annahme der Herausforderung, selbst 
in der Herausforderung oder auch schon in der Ursache 
derselben z. B. in der zugefügten Beleidigung ein Ver- 
schulden liegen mag, aber dieses tritt zurück gegenüber 



1) Dernburg, Preuss. Privatrecht, B. II § 297, S. 921. 

2) Allg. Teil 1892, S. 348 Anm. 11. 
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demjenigen, welches das Antreten zum Kampfe in sich 
schliesst; bis dahin stand jedem Theile der Rücktritt 
frei. Nicht wann der Strafrichter das Vergehen für vol- 
lendet erachtet ist entscheidend, für den Civilrichter gefügt, 
dass der Verletzte oder Getötete sich dem Zweikampf 
unterzogen und im Verlaufe desselben seine Verwundungen 
erhalten hat. Die Motive, welche den Verletzten zum 
Duell bestimmten, bleiben ausser Betracht: sie vermö- 
gen vielleicht das Verschulden, zu erklären, nicht aber 
juristiscb zu rechtfertigen. Immerhin mögen Gründe man- 
cherlei Art einen moralischen Zwang ausüben, dem 
Duell nicht auszuweichen , es mag der Verletzte den 
herrsQhenden Ehrbegriffen zu liebe oder gar aus finan- 
ziellen Rücksichten (um seine Stellung nicht zu verlieren,) 
dem Duell sich unterzogen haben. Das Recht bleibt 
diesen Verhältnissen gegenüber unempfindlich, es kann 
nur den eigentlichen Notstand und die Notwehr berück- 
sichtigen. 

Für das konkurrierende Verschulden gilt gemein- 
rechtlich der Satz, dass der Schaden, der durch Anwen- 
dung der gehörigen Sorgfalt hätte vermieden werden 
können, nicht zu ersetzen ist: quod quis ex culpa sua 
damnum sentit non intellegitur damnum sentire, 1. 203 
Dig. 50, 17. Nur bei doloser Rechtsverletzung findet dieser 
Satz keine Anwendung ^). — Damit stehen wir bei der sog. 
Culpakompensation*). Sämtliche Arten der Culpakompen- 



1) Windscheid ^ Fand. §258 insbes. Note 17; Mommsen, Zur 
Lehre vom Interesse, 1855 S. 157 f.; Regelsberger im Arch. f. die 
civilist. Praxis Bd. 63 (N.F. Bd. 13) S. 201 ; Dernburg, Fand. Bd. II 
§ 45 Anm. 9; endlich Brinz Fand. II S. 353. 

2) Demelins , Jahrb. f. Dogmatik Bd. 5 S. 52 ff. ; Mommsen, 
Interesse, S. 157 f., 257 fg.; Cohnfeldt, Interesse 1865, S. 149 fg.; 
Wendt, Eigenes Verschulden, Jahrb. Bd. 31 (N. F. Bd. 19) S. 137 fg. 
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sation hier aufzuzählen, würde zu weit führen. Mit Recht 
bemerkt Demelius, S. 62: „ihren vollen Sinn hat die 
Regel quod quis ex culpa sua damnum sentit non intel- 
legitur damnum sentire nur in den Fällen, wo der Be- 
klagte nicht läugnen kann, dass die Beschädigung des 
Klägers im Causalzusammenhang steht . . . , trotzdem 
aber Beklagter von der Ersatzpflicht frei zu sein behauptet, 
weil der Schaden durch Anwendung der gehörigen Sorg- 
falt . . . hätte vermieden werden können". Die Ansichten 
über die rechtliche Begründung der Culpakompensation 
sind bekanntlich geteilt: eine Seite macht geltend, durch 
das eigene Verschulden des Verletzten werde der Kausal- 
zusammenhang zwischen der Handlung des Verletzenden 
und dem Erfolge unterbrochen, eine zweite Seite behaup- 
tet, die Verschuldung des Verletzers werde aufgehoben; 
Demelius tritt dafür ein, bei eigener Schuld trete zwischen 
den auf Beschädigung gerichteten Willen des Verletzers 
und den Schaden noch ein anderer Wille, der des Ver- 
letzten hinein und so erscheine die Beschädigung nicht 
mehr als iniuria. Demelius 1. c. S. 67. Wendt 1. c. sieht 
in dem Worte Kompensation der Schuld lediglich eine 
bildliche Vergleichung mit der gewöhnlichen Kompensation 
und bezeichnet den Satz, dass eigenes Verschulden die 
Ersatzansprüche entzieht, einzig als Forderung der Billig- 
keit und Gerechtigkeit: „nicht weil der Thäter ausser 
Schuld ist, bleibt er von der Haftung befreit, sondern 
obwohl an sich die Voraussetzungen erfüllt sind, der Ver- 
letzte hat es sich selbst zuzuschreiben, de se queri debet.^ 
Auch über das Grössenverhältnis des beiderseitigen 
Verschuldens besteht Streit: während Entscheidungen in 
Seuflferts Archiv Bd. 35 No. 285 und Bd. 44 No. 86 jedes 
Verschulden des Verletzen für ausreichend erklären, geht 
die in der Praxis herrschende und von Dernburg und 
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Wendt gebilligte Ansicht dahin, es sei auf das überwie- 
gende Verschulden Rücksicht zu nehmen, es sei Schuld 
gegen Schuld abzuwägen. Dann kommt gegenüber dolus 
blosse negligentia überhaupt nicht mehr in Betracht, 1. 9 
§ 4 Dig. 9, 2 : sed si per lusum jaculantibus servus fuerit 
occisus, Aquiliae locus est: sed si cum alii in campo 
jacularentur , servus per eum locum transierit, Aquilia 
cessat, quia non debuit per campum jaculatorium iter 
intempestive facere. Qui tarnen data opera in eum jacu- 
latus est, utique Aquilia tenebitur. 

Dem dolosen Verletzer bleibt die Haftung erspart, 
wenn auf Seiten des Verletzten ebenfalls dolus gegeben 
ist: dolo ab utraque compensando. Mommsen I.e. S. 258 
will noch weiter gehen und dem dolus auch hier culpa 
lata gleichstellen, wogegen sich Demelius S. 73 (überein- 
stimmend S'eufF. Arch. Bd. 32 No. 117) verwahrt, indem 
er mit vollem Rechte darauf hinweist, dass der Schütze 
in 1. 9 § 4 D. 9, 2 hafte, wenn er einen, sei es auch aus 
unverantwortlichem Leichtsinn, durch die Schusslinie Lau- 
fenden absichtlich niederschiesst. Wenn dolus gegen 
dolus steht, wenn die nicht erfolgte Vermeidung der 
Gefahr allemal in einem dolus des Beschädigten ihren 
Grund hat, so kann Entschädigung nicht verlangt werden 
— somit auch nicht beim Zweikampf. Semper oneratur 
Petitor et melior habetur possessoris causa. 

Demelius S.74 sagt: „dem dolosen Beschädiger gegenüber 
kann dem Beschädigten nur ein seinerseits gegen ersteren 
gerichteter dolus oder der Umstand seinen Entschädigungs- 
anspruch nehmen, dass der Beschädigte selbst den eigenen 
Schaden herbeiführen wollte ; dann nämlich tritt die Regel 
volenti non fit injuria wieder in ihr Recht*. Uebertragen 
auf den Zweikampf kann nur die erste Alternative An- 
wendung finden : Der im Duell Verletzte wollte den eigenen 
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Schaden nicht herbeiführen, vielmehr war seine Absicht 
darauf gerichtet, seinen Gegner zu verletzen und bei 
diesem do losen Verhalten hat er die Verletzung davon 
getragen. Gerade in 1. 9 § 4 D. 9, 2 ist vorausgesetzt, 
dass der Sklave über den Platz geht, wo er sieht, dass 
geworfen wird, und trotz dieser culpa lata heisst es qui 
tarnen data opera in eum jaculatus est utique Aquilia 
tenebitur. Viel weiter geht der Duellant : in erster Linie 
tritt er in unverantwortlichem Leichtsinn der Gefähr ent- 
gegen und ausserdem verbindet er damit die Absicht, 
seinerseits den Gegner zu verletzen. Der Umstand, dass 
gerade der eine Teil — sei's durch Fertigkeit sei's durch 
Zufall — als Sieger aus diesem Glücksspiel hervorgeht, 
vermag das Verschulden des Verletzten nicht zu ent- 
kräften, Niemand weiss ob dieser nicht seinerseits eben- 
falls Verletzungen beibringt. So ist das Verschulden beim 
Zweikampf gegenseitig und gleichgross. Das eigentliche 
Verschulden liegt in dem Gegenübertreten zum Kampfe 
und dies ist gegenseitig. Anzunehmen, dass nur zu Be- 
ginn des Duells auf beiden Seiten das Verschulden gleich 
gross war, aber durch die Beibringung einer Verletzung 
auf der einen Seite grösser wurde, so dass dem Ver- 
letzten billigerweise eine Entschädigung zukomme, scheint 
mir unbillig, denn die Verletzungsabsicht ist beiderseitig 
und das Willensmoment ist massgebend. Ohne Zweifel 
hat der Beklagte den Schaden verursacht, aber seinem 
Verschulden steht gegenüber das dolose Verhalten des 
Gegners. Es entspricht der Billigkeit, das Verschulden 
des Verletzten nicht ausser Acht zu lassen. Das Ver- 
halten der Parteien vor dem Zweikampf hereinzuziehen 
und auf den Ursprung desselben zurückzugehen, wäre 
mühselig und mit juristischen Schwierigkeiten verknüpft, 
übrigens praktisch schon deshalb unnötig, weil sich hier 
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das Verschulden ebenfalls regelmässig die Waage bält. 
Dem Herausforderer die Hauptschuld zuzuweisen hat des- 
halb keinen Sinn, weil er selbst normalerweise durch 
Beleidigungen des andern Teils hiezu veranlasst wurde, 
und den andern Teil (ausser seinem beleidigenden Ver- 
halten) noch der weitere Vorwurf trifft, die Herausfor- 
derung angenommen zu haben. Eine sichere rechtliche 
Grundlage ist einzig mit dem Gegenübertreten zum Kampfe 
gegeben. 

vn. 

Das Resultat unserer Betrachtungen ist demnach 
folgendes : als Regel hat zu gelten, dass beim Zweikampf 
das Verschulden gleichseitig und gleich gross ist, und 
dass folgerichtig regelmässig jede einseitige Verantwort- 
lichkeit wegfällt. Diese Ansicht wird unterstützt von 
Crome ^) , welcher unter Berufung auf deutsche Praxis 
ebenfalls für das Vorliegen einer gleichen Verschuldung 
eintritt und der einseitigen Haftbarkeit jede Berechtigung 
abspricht. Offenbar ist Crome auf dem gleichen Wege 
dahin gekommen, dass die Zeit vor dem Zweikampf ausser 
Acht zu lassen und auf die Ausführung des letzteren selbst 
das Hauptaugenmerk zu legen ist; Crome fährt fort ;,es 
sei denn, dass z. B. Kunstgriffe irgend welcher Art ange- 
wendet wurden". Unter Kunstgriffen ist natürlich in 
erster Linie das Ueberschreiten der Duellregeln zu ver- 
stehen, etwa der Angriff vor dem gegebenen Zeichen, das 
vorzeitige Losschiessen u. dgl. Für diesen Fall hat das 
Verschulden des Verletzten in den Hintergrund zu treten, 
denn damit stellt sich der Beschädiger ausserhalb des 
Rahmens des in bestimmten Formen sich abspielenden 
Zweikampfs und man kann überhaupt nicht mehr von dem 



1) Allgemeiner Teil § 37 S. 352 Antu. 28, 
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Vorliegen eines Zweikampfs sprechen, da ein wesentliches 
Moment desselben nicht erfüllt ist. üebrigens gelangt 
auch Wächter^) von seinem Standpunkt der Einwilli- 
gungstheorie zur Haftbarkeit desjenigen, welcher in Ueber- 
schreitung der dem Duell zu Grunde liegenden Verabre- 
dung seinen Gegner beschädigt, indem er hier von einer 
Einwilligung und Anwendung des volenti non fit iniuria 
absieht. 

VIII. 

Die französische Praxis tragt der hier entwickel- 
ten Ansicht über das konkurrierende Verschulden beim 
Zweikampf keine Rechnung. Der bereits erwähnte Art. 1 382 
Cod. Civil verpflichtet generell denjenigen zum Schadens- 
ersatz, durch dessen Verschulden der Schaden sich er- 
eignet hat, und dementsprechend lässt das französische 
Recht bei Zufall oder falls der Beschädigte den Schaden 
selbst verschuldet hat, die Ersatzpflicht cessieren. Für 
den Fall, dass sowohl der Beschädiger als der Beschä- 
digte die Schuld tragen, also bei Konkurrenz des Ver- 
schuldens, ist Alles in das Ermessen des Richters ge- 
stellt. Ist der Schaden äurch die schuldhafte That des 
Verletzers entstanden und damit dem Art. 1382 Cod. civ. 
Genüge geleistet, so ist Ersatz zu leisten. Vgl. Sirey 
XXVII, I, 463; XXXV, II, 125; XXXVI, 1, 732; LH, 
II, 421. Larombiere Nr. 31 zu Art. 1382, 1383. Puchelt, 
Handbuch des französ. Civilrechts, 1875, 6. Aufl., Bd. II 
S. 699 (;,tenet actio, wenn auch der Beschädigte der 
Herausforderer war*'). Die französische Jurisprudenz 
fasst hiebei den Zweikampf als Ganzes auf, indem sie 
insbesondere der Herausforderung eine entscheidende 



1) Arch. f. civ. Prax. Bd. 23 Anm. 106. 
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Stimme mit Recht nicht beimisst. Ganz entsprechend der 
französischen entscheidet die Praxis in Belgien; auch 
hier wird in starrer Auslegung des Rechtssatzes in Art. 1382 
Cod. civ. ;,wer einen Schaden durch seine Schuld gestif- 
tet hat, muss ihn wieder gut machen* unter Ausseracht- 
lassung des Verschuldens des Verletzten beim Zweikampf 
die Ersatzpflicht allgemein statuiert; auch hier wird die 
Frage, ob etwa die vom Verletzten ausgehende Heraus- 
forderung vom Ersätze befreie, verneint, wie aus dem 
bei G^rard erwähnten Urteil der Cour d'appel de Li6ge 
vom 11. März 1833, dessen Gründe angeführt zu werden 
verdienen, hervorgeht Görard, P. A. F., berichtet in sei- 
nem Code civil expliqu6, Nr. 2 zu Art. 1382: La provo- 
cation dispense-t-elle de Tobligation de payer des domma- 
ges-int6rets ä la partie I6s6e? Resolu negativement : 
— „Attendu que Tintimö a 6t6 condamnö ä un empri- 
sonnement de six mois, pour avoir blessö Tappelant en 
tirant sur lui un coup d'arme de feu; attendu que bien 
qu'il rösulte du dit arret du 16 juillet 1830 que la Cour 
a admis la provocation, il ne reste pas moins vrai que 
ledit intim6 a 6t6 condamn6 pour avoir commis un d6lit; 
que des lors il y a faute de sa part, et que d'apres 
l'art. 1382 C. civ. il est tenu de röparer le dommage 
qu'il a caus6: par ces motifs condamne Tintimö envers 
l'appelant aux dommages-intörets ä libeller par 6tat etc. 
Das Verschulden im Einzelnen, insbesondere die Frage 
welcher Teil die Herausforderung erliess , soll dann in 
Frankreich und Belgien der Richter bei Ausmessung des 
Ersatzes berücksichtigen, dessen Höhe in sein Belieben, 
pouvoir discr6tionnaire , gestellt ist. Die Hauptsache 
bleibt, dass das ganze Verschulden des Verletzten bei 
der Ersatzpflicht als solcher vom französischen und bel- 
gischen Richter gänzlich ausser Acht gelassen und nur 
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nebenbei bei dem Masse des Ersatzes hereingezogen wird. 
Daran knüpft Croabbon ^) die Bemerkung : les tribunaux 
devront tenir compte pour la fixation des dommages et 

interets des circonstances qui ont prepar6 ou 

accompagn6 la rencontre; il n*est pas douteux qu'ä 6ga- 
lit^ de dommage mat^riel , ils n'accordeni une indemnit6 
plus consid^rable ä celui qui aura ^t^ oblige de se battre, 
pour ainsi dire malgrö lui, qu'ä l'agresseur. N'oublions 
pas qu'en matiere de duel, c'est Tauteur de Toffense et 
non celui qui a envoye le cartel qui est considöre comme 
provocateur^. Interessant ist auch das von G6rarä ci- 
tierte Urteil der Cour d'appel in Brüssel vom 18. De- 
zember 1834, welches sich des Näheren über die Berück- 
sichtigung des Verschuldens im Sinne des Art. 1382 Cod. 
civ. und den in dieser Hinsicht herrschenden esprit de la 
loi ausspricht und dessen Gründe dahin gehen: ^Attendu 
que si, en regle g^n^rale, tout fait de l'homme qui cause 
un dommage ä autrui oblige celui par la faute duquel il 
est arriv6 a le r6parer, il appartient cependant au juge 
charg6 de statuer sur ces röparations d'en d^terminer la 
hauteur et d'appr6cier toutes les circonstances qui peu- 
vent avoir pr6c6d6 ou accompagn6 le fait duquel est r6- 
sult6 le pr6judice , pour voir jusqu'ä quel point la partie 
16s6e peut en avoir 6t6 la cause ; attendu qu'il r6sulte de 
toutes les circonstances constantes au proces, que la par- 
tie civile appelante, par sa conduite envers le pr6venu et 
surtout en lui adressant des öpith^tes outrageantes , a 
6t6, jusqu'a un certain point, la cause premiere des excös 
auxquels Tintime s'est port6 et par suite du dommage 
qu'il peut avoir caus6; que des lors le principe g6n6ral 
(Art. 1382), qui devrait s'appliquer sans restriction la oü 
la partie 16see serait exempte de toute reproche, doit 

1) Point d'honneur S. 363 f. 
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n6cessairement subir une modification dans Tesp^oe ac- 
tuelle ; attendu que le premier jnge en prenant 6gard ä 
ces circonstances et en moderant les dommages-intörßts, 
a parfaitement saisi Tesprit de la loi etc. . . . 

Auch das Schweizerische Bundesgesetz über das 
Obligationenrecht v. 1881 Art. 51, welches ebenfalls keine 
ausdrückliche Bestimmung über den Zweikampf enthält, 
stellt für den Fall, dass bei einer Beschädigung dem Ver- 
letzten ebenfalls ein Verschulden zuzumessen ist, Alles in 
das Ermessen des Richters, welcher alsdann die Ersatz- 
pflicht nach Verhältnis ermässigen oder überhaupt weg- 
fallen lassen kann. 

IX. 

Was Preussen anbelangt, so enthält das Allge- 
meine Landrecht bekanntlich in Theil I Tit. 6 § 19 die 
Bestimmung: Hingegen darf der unmittelbare Schaden 
und der entgangene Gewinn nicht ersetzt werden, wenn 
der Beschädigte bei der Abwendung desselben sich selbst 
ein grobes Versehen hat zu Schulden kommen lassen. 
Damit ist über den Ersatzanspruch des im Zweikampf 
Verletzten bezw. Getöteten der Stab gebrochen; auch 
Dernburg ^) redet nur dem Ersatzanspruch der Hinter- 
bliebenen das Wort. Wenn das Landrecht in §§ 98 ff. cit. 
weiterhin gewisse Ansprüche der Wittwe und Kinder bei 
Tötung ihres Ernährers aufstellt, so sind dieselben 2) 
durchaus unabhängig von einem konkurrierenden Ver- 
schulden des Getöteten , es finden also die Vorschriften 



1) Privatrecht Bd. II S. 921 Adid. 11. 

2) Vgl. Dernburg I.e. und urteile des Reichsgerichts vom 
26. März 1881, 10. Dezember 1881, 9. Juni 1885, Entsch. d. RG. 
Bd. 14 S. 254. 
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der §§ 18 fg. cit. keinerlei Anwendung auf diesen, nicht 
von der Person des Getöteten abgeleiteten, sondern aus 
eigener Person entstandenen Ersatzanspruch der Hinter- 
bliebenen ; letztere gelten selbst als die klageberechtigten 
Beschädigten, indem ihnen der zu ihrer Unterhaltung ge- 
setzlich Verpflichtete entrissen wurde. Dernburg (§ 297 
Note 11) fügt mit Recht hinzu i^geht man hiervon aus, 
so muss man die Klage auch zugestehen im Fall einer 
Tötung im Zweikampf* (ebenso Gruchot, Beiträge IV, 169 
a* E.), Förster-Eccius , Preuss. Privatrecht, 7. Aufl. 1896, 
Bd. II, § 151 N. 7. Wollten andere Personen einen Er- 
satzanspruch aus dem Zweikampf geltend machen, so 
müsste wegen des Verschuldens des Getöteten, von wel- 
chem sie ihre Rechte ableiten, Klagabweisung erfolgen. 
Davon unten. 

Das österreichische allgemeine bürgerliche Ge- 
setzbuch, welches ebenfalls keine spezielle Bestimmung 
bezüglich des Zweikampfs enthält, spricht sich über das 
konkurrierende Verschulden in § 1304 dahin aus: Wenn 
bei einer ^ Beschädigung zugleich ein Verschulden von 
Seiten des Beschädigten eintritt, so trägt er mit dem Be- 
schädiger den Schaden verhältnismässig und wenn sich 
das Verhältnis nicht bestimmen lässt zu gleichen Teilen. 
Dass, diese ^naturrechtliche Spekulation*' ihre bedenk- 
lichen Seiten habe, hebt Demelius, Jahrb. f. Dogm. Bd. 5 
S. 82 nicht mit Unrecht hervor. Der Schaden soll also 
in erster Linie verhältnismässig nach der Grösse des Ver- 
schuldens auf beide Parteien verteilt werden und erst 
wenn diese Abwägung nach den gegebenen Umständen zu 
keinem Resultat führt hat gleichmässige Verteilung statt- 
zufinden und zwar findet dieses Princip nach v. Zeiller, 
Commentar z. Ö. b. GB. Anm. 2 und 3 zu § 1304 sowohl 
auf die culpa- als auch auf die dolus -Fälle Anwendung. 
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Beim Zweikampf würde sich demnach, da das Verschulden 
regelmässig' beiderseitig und gleich gross ist, eine Ver- 
teilung des Schadens unter beide Parteien zu gleichen 
Teilen ergeben. 

X. 

Endlich kommen wir noch auf einen Standpunkt, den 
u. a. das Mexikanische Recht vertritt. Es sieht so- 
wohl von der Einwilligungstheorie als dem konkurrieren- 
den Verschulden vollständig ab und hält darap fest, dass 
derjenige, welcher eine dem Strafgesetz zuwiderlaufende 
Handlung begangen hat, eben deshalb auch civilrechtlich 
hiefür verantwortlich ist; aus dem Umstände, dass Je- 
mand in Ueberschreitung des Strafgesetzes eine Ver- 
letzung zufügte, resultiert seine Haftbarkeit. Das Mexi- 
kanische Strafgesetzbuch vom 7. Dezember 1871^) ver- 
bietet den Zweikampf unter Strafe, demgemäss auch unter 
civilrechtlicher Verantwortlichkeit, mag nun der Gesetzes- 
verletzer in strafrechtlicher Beziehung verurteilt oder frei- 
gesprochen werden (Art. 327). 

Den gleichen Standpunkt vertritt Bahr in seinem 
Gegenentwurf zum Entw. eines deutsch, bürg. GBs., wel- 
cher als § 787 folgende generelle Bestimmung vorschlägt: 
^Wer eine Handlung begeht, die den Thatbestand eines 
Verbrechens oder Vergehens enthält, ist dem von der 
Handlung Betroffenen zum Ersatz des dadurch verur- 
sachten Schadens verpflichtet". Darnach wäre die Civil- 
ersatzpflicht die Folge des Zweikampfs. Des Weiteren 
will dann Bahr (in § 790) auch der durch eine Tötung 
mittelbar Beschädigten , nämlich der ihres Versorgers 



1) LiBzt'B Zeitschrift ffir die gesamte Strafrechtswisseiischaft, 
Bd. U (1894) AdI. 
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Beraubten gedenken, indem er ihnen Ersatz für entzoge- 
nen Unterhalt zubilligt. Allein die strafrechtliche Ver- 
aatwortlichkeit deckt sich nicht mit der civilrechtlichen 
und den Zwecken, welche das Civilrecht verfolgt, auch 
würde durch derartige Bestimmungen der in der Neuzeit 
geübte Grundsatz, den Civilrichter in vollständiger Unab- 
hängigkeit vom Strafrichter zu halten, unwillkürlich durch- 
brochen bezw. gelockert. 

XI. 

Wir lassen noch einige besondere Fragen folgen. 
1) Kann ausser dem Beschädiger noch ein Dritter civil- 
rechtlich verantwortlich gemacht werden? Diese Frage 
ist von unserm Standpunkt aus, welcher das Hauptgewicht 
auf den Moment des Gegenübertretens zum Zweikampf 
legt, unbedingt zu verneinen. Das Strafrecht hat in die- 
ser Beziehung einen weiteren Spielraum und das deutsche 
Strafgesetzbuch hat hievon Gebrauch gemacht, indem es 
die Kartellträger unter gewissen Umständen und in § 210 
hauptsächlich denjenigen, welcher einen Andern zum Zwei- 
kampf mit einem Dritten absichtlich , insonderheit durch 
Bezeigung oder Androhung von Verachtung anreizt, zur 
Strafe zieht. Aber das büi:gerliche Recht kann soweit 
nicht gehen. 

Ein Kausalzusammenhang zwischen Handlung und 
Erfolg liegt nur auf Seiten des Beschädigers vor. Aller- 
dings geht das französische Recht weiter. In extensiver 
Interpretation des „par la faute duquel le dommage est 
arriv6 in Art. 1382 wird neben demjenigen, welcher als 
Duellant die Verletzung selbst verursacht hat, unter Um- 
ständen auch derjenige für haftbar erklärt, durch dessen 
Verschulden es überhaupt zum Zweikampfe kam. Cro- 
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abbon nimmt z. B. keinen Anstand nach Art 1382 den 
Anreizer zum. Zweikampf schadensersatzpflichtig zu machen 
und das von ihm S. 363 erwähnte Urteil des belgischen 
Kassationshofs vom 17. Dezember 1888 giebt die Civil- 
ersatzklage gegen den tömoin, welcher in Ueberschreitung 
seines Auftrags persönlich zum Zweikampfe beitrug. Doch 
den Rahmen so weit zu stecken, erscheint uns gewagt 
und nur durch positive Gesetzesbestimmung gerechtfertigt. 
Letzteren Weg schlägt das Mexikanische Strafgesetzbuch 
Art. 327 ein : wonach nicht nur die Beschädiger selbst, 
sondern auch die Sekundanten und Zeugen (mit Ausnahme 
der Aerzte) schadensersatzpflichtig gemacht werden, so- 
gar unter Solidarhaft mit dem Verletzer! 

2) Haben sich beide Duellanten wechselseitig 
verletzt, so steht dolus gegen dolus und es tritt kei- 
nerlei Schadensersatzpflicht ein. Auch die Hinterbliebe- 
nen haben keinen Ersatz zu fordern. 

Zu anderen Konsequenzen muss das oesterreichische 
und französische Recht führen. Das oesterr. GB. Art. 
1304 hat bei konkurrierendem Verschulden einen zu tei- 
lenden Schadensersatz ^) , folglich ;,haben Mehrere bei 
Ausführung einer erlaubten oder wohl auch unerlaubten 
Handlung sich wechselseitig beschädigt, so ist es natür- 
lich, dass jeder dem Andern den von ihm verursachten 
Schaden ersetze^. Zu dem gleichen Resultat muss die 
französische Praxis kommen. Darf man stets den 
Urheber seines Schadens belangen (Art. 1382) so ist eine 
Kompensation des Verschuldens unmöglich. Jeder haftet 
für die Verletzung, die er verursacht. 

Das preu ssi sehe Landrecht 1,6 § 22 sagt: ;,Haben 
zwei oder mehrere einander wechselseitig beschädigt, so 



1) Y. Zeiller, CommeDtar Adid. 4 zu Art 1304. 
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haftet jeder dem Andern für den verursachten Schaden 
nach Massgabe der ihm zur Last fallenden Verschuldung^ ; 
§ 23: ;,Haben Teilnehmer an einer unerlaubten Handlung 
einander dabei Schaden zugefügt, so muss jeder seinen 
eigenen Schaden tragen^. Nach Koch ^) hat der § 22 die 
Fälle im Auge , wo Personen einander feindlich gegen- 
überstehen und bei dieser Gelegenheit sich wechselseitig 
beschädigen, und nach den Materialien hat man bei Ab- 
fassung dieses § z. B. die wechselseitigen Schlägereien 
treffen wollen. Dem § 23 weist Koch diejenigen Ver- 
letzungen zu, welche Jemand einer gemeinschaftlich ver- 
übten verbrecherischen Handlung zu verdanken hatte, in- 
dem er während seines verbrecherischen Treibens von 
dem andern Teil beschädigt wurde. Z. B. wenn zwei 
Diebe gemeinsam einen Einbruch begehen und hiebei der 
eine die Leiter festhält, der andere den Arm bricht 
Nach Koch wäre man geneigt, den Fall des Zweikampfs 
unter den § 22 neben die Schlägereien zu bringen , aber 
nach dem Geiste des Gesetzes hat der § 23 in Anwen- 
dung zu kommen. Der praktische Unterschied springt in 
die Augen : gemäss § 22 könnte der schwerer verletzte 
Duellant von seinem Gegner noch einen Schadensersatz 
beanspruchen, gemäss § 23 wäre diese Möglichkeit ausge- 
schlossen. Wenn nun das Landrecht in Th. H , Tit. 20 
§§ 661, 662 gleichartige, wechselseitige Injurien sich ein- 
ander aufheben lässt, so hat im Sinne des Gesetzes das 
Gleiche beim Zweikampf zu gelten. 

XH. 

Zum Schlüsse mag noch eine Untersuchung darüber 
angezeigt sein , ob das konkurrierende Verschulden auf 

1) Gommentar z. A.L.R. § 23 Anm. U. 



Digitized by 



Google 



35 

die Ansprüche Dritter von Einfluss ist. Es scheint, dass 
man den Erben, welchen keinerlei Schuld trifft, nicht 
büssen lassen darf. Indessen für den Yerletzer ist es 
gleichgiltig , wer Entschädigung von ihm fordert, sofern 
eine solche von ihm gefordert werden kann; spricht man 
aber bei blossen Verwundungen dem Verletzten jede Ent- 
schädigung ab , so muss dies ebenso für die Tötung im 
Zweikampf gelten. Der Getötete selbst kann keine Ent- 
schädigung mehr geltend machen, aber seine Erben auch 
nicht, denn nemo plus juris transferre potest quam ipse 
habet. Da hilft nur das eine Mittel, welches das Preuss. 
Allg. Landrecht gewählt hat, dass man einen selbständi- 
gen Unterhaltungsanspruch der Hinterbliebenen aufstellt, 
um die Härten des Princips zu mildern. Auch der 1. Ent- 
wurf eines deutsch, bürgert. Ges. Bs. hat dieser Anschau- 
ung dadurch Rechnung tragen wollen, dass er in § 723 fg. 
für den Fall einer Tötung einen Anspruch gewisser dritter 
Personen gesetzlich statuierte , aber der Entwurf unter- 
liess hiebei, diesen Anspruch auch gesetzlich für unab- 
hängig von einer etwaigen Einwilligung oder einem kon- 
kurrierenden Verschulden des Getöteten zu erklären, 
weshalb die Motive z. B. GB. aussprechen, es sei keines- 
wegs selbstverständlich, dass den genannten Personen, 
sofern sie den Verletzer belangen, das Verschulden des 
Getöteten solle nicht einredeweise entgegengehalten wer- 
den können, da sich die Kläger in Wirklichkeit gerade 
auf das Verschulden des Getöteten stützen; indessen glaub- 
ten die Motive, die Entscheidung dieser Frage der Praxis 
überlassen zu sollen. Dieser Standpunkt ist in keiner 
Weise zu teilen, denn der Gesetzgeber soll gerade der- 
artige Zweifel durch ein Machtwort entscheiden. Das 
jetzige bürgert. G.B. hat eine Bestimmung getroffen, 
welche diesen Anspruch der Dritten zu einem ziemlich 

3* 
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unselbständigen herabdrtickt (s. u. Nr. XIII). — Neben 
etwaigen Schadensersatzansprüchen der Erben des Getö- 
teten kämen noch Ansprüche solcher in Betracht, mit 
welchen den Getöteten nur obligatorische Beziehungen 
verknüpften. Indessen kann auch hier, wenn also zwischen 
dem Getöteten und Dritten ein blosses Vertragsverhältnis 
bestand , derjenige Schaden , welcher dem Dritten durch 
den Tod seines Gegenkontrahenten erwuchs, als zu ent- 
fernt ohne ausdrückliche gesetzliche Vorschrift nicht in 
Anrechnung gebracht werden. 

Bezüglich des gemeinen Rechts ist nicht unbestritten, 
ob der Ersatzanspruch der Hinterbliebenen als solcher 
durch das eigene Verschulden des Getöteten ausgeschlossen 
wird. Die Praxis des Württembergischen Ober- 
landesgerichts (vgl. Urteil des II. Civilsen. v. 24. Oktober 
1895) bejaht mit Recht diese Frage für das gemeine und 
württembergische Recht: Das römische Recht habe ur- 
sprünglich eine Klage der Hinterbliebenen eines Getöteten 
überhaupt nicht gekannt und erst allmählich sei dieselbe 
aus Billigkeitsrücksichten als utilis actio zugestanden wor- 
den; eben diesen Rechtsgrundsätzen der Billigkeit würde 
es aber entschieden widersprechen, wenn man den Hinter- 
bliebenen mehr Rechte einräumen würde, als dem Getö- 
teten selbst, wenn er solche hätte geltend machen können. 

xin. 

Das neue deutsche bürgerliche Recht giebt eine aus- 
drückliche Vorschrift über den Zweikampf und seine Fol- 
gen nicht, es finden die allgemeinen Regeln über uner- 
laubte Handlungen in § 823 ff. Anwendung. Was die Ein- 
wirkung des konkurrierenden Verschuldens betrifft, so be- 
stimmte §222 des 1. Entw.: ;,Hat bei der Entstehung 
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des von einem Andern verschuldeten Schadens eine Fahr- 
lässigkeit des Beschädigten, wenn auch nur in Ansehung 
der Abwendung des Schadens mitgewirkt, so hat das 
Gericht nach den Umständen des Falles zu ermessen, ob 
und in welchem Umfange der Andere zum Schadensersatze 
verpflichtet sei; das Gericht hat bei der Entscheidung 
insbesondere zu würdigen, ob und inwiefern das Verschul- 
den des Anderen oder die Fahrlässigkeit des Beschädig- 
ten überwogen hat^. Damit war aber der Möglichkeit 
eines dolus gar nicht gedacht. Diesen Fehler hat das 
bürgerl. G.B. gut gemacht, indem es vom ^Verschulden" 
des Beschädigten redet und im Uebrigen übereinstimmend 
sagt ^Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschul- 
den des Beschädigten mitgewirkt, so hängt die Verpflich- 
tung zum Ersätze sowie der Umfang des zu leistenden 
Ersatzes von den Umständen, insbesondere davon ab, in- 
wieweit der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem 
andern Teile verursacht ist^ (§ 254). Damit ist Alles 
in das Ermessen des Richters gestellt und an sich stände 
nichts im Wege, beim Zweikampfe der Entscheidung des 
französischen Richters sich anzuschliessen. Wir haben 
aber jeden Civilersatz verneint. Der §706 des 1. Entw. 
über die Einwilligung, welcher lautete j,Hat der Beschä- 
digte in die beschädigende Handlung eingewilligt, so steht 
ihm ein Anspruch auf Schadensersatz nicht zu^ ist im 
bürgerl. G.B. selbst nicht wiederholt, vielleicht als über- 
flüssig; allein wir sehen im Zweikampf keine Einwilligung 
mehr , sondern stellen alles auf das konkurrierende Ver- 
schulden, versagen aber auch dann jeden Schadensersatz 
beim Zweikampf (§ 254). Der 1. Entwurf hat dann wei- 
ter für den Fall der Tötung (neben dem gewöhnlichen 
Ersatzanspruch des^Verletzten oder seiner Erben) in den 
§§ 722 Abs. 1, 723, 725 eine Reihe von Ersatzansprüchen 
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Dritter unabhängig von deren Erbenqualität statuiert: in 
§ 722 Abs. 1 einen Anspruch desjenigen, welchem der Er- 
satz der Beerdigungskosten obgelegen hat, in § 723 des- 
jenigen, welcher einen gesetzlichen Anspruch auf Unter- 
halt gegen den Getöteten hatte, endlich in §725 gene- 
rell jedes Dritten ;, wegen eines sonstigen durch die Tö- 
tung entstandenen Schadens^. Unter den § 725 stellen 
die Motive S. 791 z. B. den Schadensersatzanspruch des- 
jenigen, welcher auf Grund eines Rechtsgeschäfts dem 
Getöteten gegenüber alimentationsberechtigt war, dann 
des Versicherers, bei welchem das Leben des Getöteten 
versichert war, desjenigen, welcher die Kurkosten zu be- 
streiten verpflichtet war, weiterhin des Ehemanns und der 
Eltern des Getöteten, welchen auf Grund der ihnen ge- 
genüber dem Getöteten zustehenden Familienrechte die 
gesetzliche ^utzniessung am Vermögen des Getöteten 
od^r ihr gesetzliches Recht auf Dienste des Getöteten 
zugestanden war. Aber, das deutsche bürgerl. G.B. hat 
den Kfeis dieser Dritten erheblich verengt, indem es nur 
noch in § 844 im Falle der Tötung denjenigen , welchen 
die Bestreitung der Beerdigungskosten oblag oder ein 
gesetzlicher Unterhaltungsanspruch zustand , in § 845 für 
den Fall der Tötung und Verletzung denjenigen, welche 
ein gesetzliches Recht auf Leistung von Diensten im 
Hauswesen oder Gewerbe gegenüber dem Verletzten hatten, 
einen Ersatzanspruch gegen den Schadenstifter giebt. 
Ueber ein mitwirkendes Verschulden des Getöten hatte sich 
der 1. Entwurf (Mot. 2, 770— 772. 24) nicht ausgesprochen, 
aber das bürg. G.B. hat in § 846 noch eine Entscheidung 
zu Ungunsten dieser Ansprüche Dritter gegeben, indem es 
bestimmt „Hat in den Fällen der §§ 844, 845 bei der 
Entstehung des Schadens, den der Dritte erleidet, ein 
Verschulden des Verletzers mitgewirkt, so finden auf den 
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Anspruch des Dritten die Vorschriften des § 254 Anwen- 
dung^. In Beziehung auf den Zweikampf dürfte somit 
nach dem deutsch, bürgerl. G.B. folgendes Recht gelten: 
in erster Linie ist gemäss § 254 , da auf Seiten beider 
Duellanten das. Verschulden regelmässig gleich gross ist, 
ein Schadensersatzanspruch des Verletzten bezw. Getöte- 
ten und folglich in zweiter Linie gemäss § 846 jeder An- 
spruch der in §§ 844 und 845 genannten Dritten ausge- 
schlossen. 

Mag immerhin diese Verneinung theoretisch richtig 
sein, den Gesetzen der Billigkeit entspricht sie nicht. 
Auch unser Resultat befriedigt nicht. Auf der einen 
Seite ein Delinquent, welcher in Uebertretung des Straf- 
gesetzes einen Menschen verletzt oder getötet hat, auf 
der andern Seite der Verletzte beziehungsweise seine 
Angehörigen, welche in ihm den Ernährer verloren haben! 
In der Verpflichtung des Verletzers zum Schadensersatz 
sehe ich ein wirksames Mittel zur Bekämpfung des Duells. 
Dieses Mittel trägt auf der einen. Seite den Gefühlen der 
Billigkeit Rechnung, auf der andern dient es einem hohen 
Zwecke der Unterstützung des Strafgesetzes. In diesem 
Sinne wünschte ich, das deutsche bürgerl. Gesetzbuch, 
welches uns so vieles Trefffiche darbietet, hätte eine aus- 
drückliche Bestimmung gegeben und einen Schadensersatz- 
anspruch aus Zweikampf uns als Geschenk gebracht. 

XIV. 

Zum Schluss geben wir noch eine Zusammenstellung 
der Gesetzesbestimmungen. Die Litteratur ist arm an 
Berichten über die civilrechtliche Seite des Zweikampfs. 
Die gleiche Erscheinung wiederholt sich in den Gesetzen : 
während alle Strafgesetze des In- und Auslands straf- 
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rechtliche Bestimmungen über das Duell enthalten ^), trifft 
hinsichtlich der civilrechtlichen Folgen des Zweikampfs so 
ziemlich das Gegenteil zu. 

Von den einzelnen Staaten sei in erster Linie Würt- 
temberg erwähnt. Nach dem württembergischen Ge- 
setz über die privatrechtlichen Folgen der Verbrechen 
und Strafen v. 5. September 1839 ist jegliche Beanspruchung 
eines Schadensersatzes sowohl bei Tötung als Körperver- 
letzung im Zweikampf ausgeschlossen. Diese Folge tritt 
unterschiedslos zu Ungunsten des Verletzten, der Erben 
•eines Getöteten oder irgend welcher Dritter ein. Mögen 
die Verletzungen einseitig oder wechselseitig sein, kein 
Teil kann Ersatz verlangen; naturgemftss fällt mit der 
Ersatzpflicht des Verletzers selbst auch irgend welche 
konkurrierende Haftung eines Dritten z. B. des Anreizers 
weg. Als einzige Ausnahme bleibt der Fall übrig, wenn 
der Beschädiger unter Ueberschreitung der dem Duelle 
zu Grunde liegenden Verabredungen seinem Gegner die 
Verletzungen beibrachte, also z. B. durch zu frühes 
Schiessen. Die Grösse des zuzuerkennenden Ersatzes ist 
hiebei in das richterliche Ermessen gestellt und dem 
Richter ist die einzige Auflage erteilt, vorzugsweise den 
Stand, das Vermögen und die Bedürfnisse des Beschädig- 
ten, die gesundheitlichen Verhältnisse und die mutmass- 
liche Lebensdauer, sowie die Erwerbsfähigkeit des Getö- 
teten ins Auge zu fassen. Die Vergütung selbst kann in 
einer Aversalsumme oder in Zuerkennung einer Rente 
geschehen. 

Keine ausdrückliche Bestimmung enthält der fran- 
zösische Code Civil ; und trotzdem ist das französische 
Recht zu einer weitgehenden Ausbildung eines Ersatzes 

1) Vgl. die fleissige Zusammenstellung bei Croabbon, le point 
d'honneur 1894 S. 403 fiP. 
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gekommen. Der Code civil stellt (Art. 1382) den Satz 
auf „Tout fait quelconque de rhomme, qui cause a au- 
trui un dommage, oblige celui par la faute duquel il est 
arrivö, ä le r6parer". Die gleiche Bestimmung gilt für 
Belgien und für Italien (1805). Der französische 
Richter giebt Givilersatz in ziemlich bedeutender Höhe. 
Es möge an den Fall des Herzogs von Grammont-Cade- 
rousse erinnert werden , wo der Herzog seinen Gegner 
im Duell getötet, vor den Assisen seine Freisprechung 
erlangt hatte und trotzdem zur Bezahlung der beträcht- 
lichen Summe von 100 000 Fr. nebst einer ünterhaltungs- 
rente an die Mutter und Geschwister des Getöteten (des 
Journalisten Dillon) verurteilt wurde (Croabbon S. 373 ob.). 

Der in Frankreich geltende Rechtszustand ist folgen- 
der : Aktiv legitimiert ist jeder, der einen Schaden 
erlitten hat. Damit ist der Rahmen der Ersatzberech- 
tigten der denkbar weiteste, unter Umständen sogar die 
Gläubiger. Eine grosse Anzahl praktischer Fälle und 
Entscheidungen französischer Gerichtshöfe findet sich bei 
Croabbon S. 362 citiert. 

Passiv legitimiert ist nicht blos der Duellant selbst, 
sondern auch gegen seine representants (Art. 2 Code d'in- 
struction criminelle), so der Vater für den Schaden, wel- 
chen sein minderjähriger Sohn anstiftet, so die Erben 
des Verletzers, ferner der Urheber (auteur) der schäd- 
lichen Handlung, insbesondere der Anreizer zum Duelle, 
sogar ein Kartellträger, welcher in Ueberschreitung sei- 
nes Auftrags zum Duelle beitrug. Massgebend für den 
Ansprach ist der Zeitpunkt der Klagerhebung; dieser 
Schaden muss ersetzt werden. Die Höhe des Ersatzes 
steht im Ermessen des Richters; auch der sog. mora- 
lische Schaden gehört dahin. Selbst wenn das Opfer des 
Zweikampfs seiner Familie nur zur Last fiel, kann doch 
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z. B. die hinterlassene Wittwe einen Geldanspruch für 
ihre Einsamkeit und ihren Schmerz erheben. Wir 
billigen diesen Gedanken nicht, aber vorhanden ist 
er. Was die Höhe des entweder in fixer Summe oder 
in Form einer Rente zuzusprechenden Ersatzes betrifft, 
so hat der Richter vor Allem die Grösse des thatsäch- 
lich angerichteten Schadens, dann die sociale und peku- 
niäre Stellung der beiden Gegner, sowie die begleitenden 
Umstände des Duells ins Auge zu fassen. 

Sind Mehrere ersatzpflichtig, so gilt zwar der Satz, 
dass Jeder zu dem Teile haftet, zu welchem er den Scha- 
den verursacht hat, indessen greift bei strafbaren Hand- 
lungen, also auch beim Zweikampf die besondere Be- 
stimmung des Art. 55 Code p6nal Platz, welcher bei Ver- 
urteilung Mehrerer wegen desselben Verbrechens oder 
Vergehens die Solidarhaft statuiert. So können auch die 
t^moins , allerdings m. E. unbilligerweise, in die Solidar- 
haft gezogen werden. Indessen greift diese Solidarhaft 
nur dann ein, wenn der Schadensersatz sofort vor dem 
Strafrichter geltend gemacht wird. 

Die klagende Partei hat bekanntlich die Wahl, ent- 
weder vor dem Strafrichter als Civilkläger aufzutreten, 
oder ihre Klage vor den Civilrichter zu bringen (Art. 3 
Code d'instruction crim.). Das Civilverfahren muss ruhen 
bis zur Erledigung der Strafklage: le criminel tient le 
civil en ^tat. Der Kläger ist genötigt, sich an den Civil- 
richter zu wenden, so oft die kriminelle Verfolgung des 
Beklagten unmöglich ist, z. B. wenn der Beklagte gestor- 
ben ist oder als Abgeordneter den parlamentarischen 
Schutz geniesst, oder wenn der Zweikampf in einem 
Staate, welcher im Duell keine strafbare Handlung sieht, 
ausgefochten worden ist. Alle Duelle zwischen Civil- und 
Militärpersonen sind ausschliesslich vor den Civilrichter 
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zu bringen, da den französischen Militärgerichten ledig- 
lich strafrechtliche Jurisdiktion zusteht. Wird die Straf- 
und Civilklage verbunden, analog unserem früheren Ad- 
häsionsprocess, so kommt es darauf an, ob die Civilklage 
vor der Cour d'assises oder dem tribunal correctionnel 
erhoben wird. Das Nähere übergehen wir hier. 

Hinsichtlich der Aufhebangsgründe ist neben der 
regelmässigen Erledigung durch Urteil noch der Verzicht 
(renonciation) , der Vergleich (transaction) und die Elag- 
verjährnng (prescription) anzuführen. Die Verjährungs- 
frist der Civilklage ist nicht die allgemein übliche SOjäh- 
rige, vielmehr greift hier die Bestimmung des Art. 635 f. 
Code d'instr. crim. Platz, welche die Verjährung für die 
aus Delikten entstehenden Ersatzansprüche besonders 
regelt. 

Der vor dem Zweikampf zwischen den beiden Geg- 
nern abgeschlossene Vergleich scheidet hier aus; denn 
einem derartigen Uebereinkommen soll eine rechtliche 
Wirkung nicht zukommen. Nur wenn der Verletzte nach 
empfangener Wunde seinem Gegner verzeiht und ihn von 
jeder Ersatzpflicht entbindet, treten Folgen ein. Bleibt 
der Verletzte am Leben, so kann er selbst keinerlei Er- 
satzansprüche geltend machen, stirbt er, so treten nun 
erst die selbständig Ersatzberechtigten auf. Es ist also 
gar nicht leicht, der Haftung zu entschlüpfen. Wenn 
Croabbon als letzten Ausweg empfiehlt, sich vor dem 
Zweikampf die Unterschriften sämtlicher Ersatzberechtig- 
ten geben zu lassen und nur das Datum des Verzichts 
bis nach dem Duelle unausgefüllt zu lassen, so schlägt 
auch dieses Mittel fehl, sobald die Ersatzberechtigten 
dieses dolose Gebahren hinterher aufdecken. 
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XV. 



Ein ähnlicher Rechtszustand besteht in Mexico auf 
Grund des Mexikanischen Strafgesetzbuchs vom 7. Dezem- 
ber 1871. Das Strafgesetzbuch enthält zunächst in den 
Art. 587 bis 614 eine Menge empfindlicher Strafbestimmun- 
gen über den Zweikampf, welche sehr ins Einzelne gehen 
und z. B. sogar die dem Duelle anwohnenden Aerzte mit 
einer Geldstrafe von 100 bis 500 Pesos belegen. Das 
IL Buch d. Ges. regelt dann die civilrechtliche Verant- 
wortlichkeit; es ist hier rein auf das Vorliegen einer 
strafbaren Handlung abgestellt. Die allgemeine ßegel 
geht dahin: Jeder, welcher mittels einer dem Strafgesetz 
zuwiderlaufenden Handlung Schaden verursacht, ist hie- 
ftir civilrechtlich verantwortlich (Art. 301, 326, 327). Für 
den Zweikampf sagt Art. 327 Abs. 2 ausdrücklich , dass 
die Regel auch auf die Sekundanten oder Zeugen Anwen- 
dung finde (Art. 308). Aktiv legitimiert ist in erster 
Linie der Verletzte selbst und (Art. 310) seine Erben 
und Rechtsnachfolger. Neben der Wittwe, den Ascendenten 
und Descendenten ist ausdrücklich auch den nachgebore- 
nen Descendenten (postumi) ein Alimentationsanspruch 
verliehen (Art. 318). Die Passivlegitimation umfasst 
ausser dem Verletzenden bezw. Tötenden auch seine Er- 
ben; letztere haften indess bloss bis zum Betrage der 
Erbschaft (Art. 349). Schon erwähnt ist, dass auch die 
Zeugen oder Sekundanten (Art. 327) solidarisch (Art. 350) 
haften^). Als einzige Ausnahme von der Ersatzpflicht 
wird (Art. 327) der Arzt genannt, eine Milderung, aber 
keine Beseitigung der Unbilligkeit. Bezüglich Umfang 
und Berechnung des Schadensersatzes sind für die Tö- 



1) Vgl. noch Croabbon p. 363. 
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tung in Art. 318 — 320 und für die Verwundung in Art. 
321 — 322 genaue Vorschriften erteilt. Neben den Be- 
handlungs- und Beerdigungskosten ist der Schaden, wel- 
chen der Tötende am Vermögen des Getöteten verur- 
sacht hat, und der Unterhalt, welchen der Verstorbene 
seiner Wittwe, seinen Ascendenten und Descendenten ge- 
setzlich reichen musste, zu erstatten. Dieser Alimenta- 
tionsersatz bildet einen durchaus selbständigen persön- 
lichen Anspruch der genannten Personen, welcher ihnen 
durch eine vom tötlich Verletzten mit dem Beschädiger 
getroffene Vereinbarung nicht entrissen werden kann. Als 
einen besonderen Erlöschungsgrund des Schadensersatz- 
anspruchs erwähnt das Gesetz die Amnestie, doch ist 
hiezu nötig, dass die Givilansprüche in der Amnestie be- 
sonders erwähnt und zugleich auf die Staatskasse über- 
nommen sind. 

Wir sehen also, dass das mexikanische Recht in vie- 
len Punkten sich dem französischen nähert, indessen auch 
manche Besonderheiten aufweist , welche mit unseren 
Rechtsanschauungen im Widerspruch stehen. 

Unter den deutschen Staaten ist noch Baden zu er- 
wähnen. Es greift hier ausser Art. 1382 des Landrechts 
das Badische Gesetz über die privatrechtlichen Folgen 
der Verbrechen vom 6. März 1845 § 13 ein. Das Ba- 
dische Recht giebt nur gewissen Dritten einen Ersatzan- 
spruch. § 13 Bad. Ges. bestimmt: ;,Der Urheber einer 
im Zweikampf oder an einem Einwilligenden begangenen 
Tötung oder Körperverletzung ist nur zu derjenigen Ent- 
schädigung verpflichtet , welche dritte Personen (§ 3 — 5) 
zu fordern haben*'. Damit ist dem Verletzten und sei- 
nen Erben als solchen jeder Ersatz abgesprochen. Die 
§§ 3—5 zählen die Klagberechtigten im Falle einer Tö- 
tung einzeln auf, für die Verletzung trifft § 5 Vorsorge. 
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Bei der Tötung sind es 1) die „Abkömmlinge'' des Ge- 
töteten; sie haben die „Mittel zum Unterhalte und zur 
Erziehung^ zu fordern, müssen aber die Erträgnisse des 
eigenen Vermögens heranziehen, auch darf der Ersatz die 
Summe dessen nicht übersteigen , ^was der Getötete . . . 
nach allen Umständen noch erworben haben würde'^. 
2) der Ehegatte des Getöteten; 3) Ahnen, Adoptiveltern 
und Adoptivkinder; 4) Pflegekinder; 5) natürliche Kin- 
der; 6) Schwiegereltern, Schwiegersöhne und Schwieger- 
töchter; 7) überhaupt jeder Dritte, welcher infolge dieser 
Tötung ;,eine ihm kraft Gesetzes obliegende Verbindlich- 
keit zu erfüllen hat, die er sonst gar nicht oder doch erst 
später zu erfüllen gehabt hätte*. Bei Verwundungen ge- 
währt der § 5 Ges. einzig den Z. 7 bezeichneten Ersatz- 
anspruch. Hinsichtlich der Grösse der Entschädigung 
waltet nach § 15 Ges das richterliche Ermessen, dem 
einige nähere Anleitungen gegeben sind. 

Bezüglich Oesterreichs sind die §§1295, 1301, 
1302, 1304, 1325, 1327, 1337 des bürgert. Gesetzbuchs 
zu vergleichen. 

In Russland gilt nach dem Sswod sakönow als 
Begel, dass derjenige welcher sich eines Verbrechens oder 
Vergehens schuldig gemacht hat, für allen durch seine 
strafbare Handlung entstehenden Schaden aufzukommen 
hat. Mehrere Mitschuldige haften an sich nach gleichen 
Teilen, jedoch steigert sich bei Zahlungsunfähigkeit des 
einen Genossen die Haftung des andern auf das Ganze. 
Subsidiär d. h. für den Fall, dass die Thäter nicht leisten 
können, ist dann noch derjenige für ersatzpflichtig er- 
klärt, welcher, obwohl er die Verübung der strafbaren 
Handlung durch eine Anzeige an die Obrigkeit bezw. 
durch eigenes Einschreiten hätte verhindern können, dies 
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unterlassen hat^). Unter den russischen Provincialrechten 
ist insbesondere das Liv-Est- und Kurländische Privat- 
recht V. 1864 bemerkenswert. Nachdem Art. 3284 den 
allgemeinen Satz aufgestellt hat, dass jede Rechtsver- 
letzung ein Forderungsrecht gegen den Verletzenden er- 
zeuge , fährt Art. 3285 fort : ^^Eine Rechtsverletzung ist 
nicht anzunehmen, wenn Jemand nach dem eigenen Willen 
des verletzten Teils handelt etc., und Art. 3291 : „Ist von 
beiden Seiten in derselben Richtung und in Bezug auf 
denselben Gegenstand arglistig gehandelt worden, so ist 
für keinen der Theile ein Anspruch aus der Arglist be- 
gründet; liegt aber bloss von einer Seite eine Arglist 
vor, so steht dem dadurch Verletzten ein Anspruch zu, 
selbst wenn ihm ein Versehen zur Last fällt^. Vgl. ausser- 
dem die §§ 3448. 4556. 3288. 4552. 

In England ist die Verletzung und Tötung im 
Zweikampf civilrechtlich und strafrechtlich ganz nach den 
für die gemeine Körperverletzung und Tötung geltenden 
Grundsätzen zu behandeln^). 

Das preussische Recht ist oben erörtert; mass- 
gebend sind die Bestimmungen des Preuss. Landrechts 
I, 6 §§22-23 und §§98—110. Das Recht des neuen 
deutsch, bürg. G. B. ist bereits einer Prüfung unter- 
zogen. 

XVI. 

In nahem Zusammenhang mit dem Ersatzanspruch 
aus Zweikampf steht die Frage vom Einfluss des Duells 
auf den Lebensversicherungsanspruch. Soll bei 
einem Todesfalle im Zweikampf der Dritte, der Versiche- 



1) Leutbold, Russische Becbtskunde, Leipzig 1889, S. 135. 

2) W. Blackstone, Handbuch 1823, Bd. 2 S. 339. 
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rungsnehmer, einen Anspruch auf die Versicherungssumme 
gegen den Versicherer erheben können? Soll der Ver- 
sicherer einen Ersatzanspruch gegen den siegreichen Geg- 
ner geltend machen können wegen vorzeitiger Verpflich- 
tung zur Auszahlung der Versicherungssumme ? Oberstes 
Princip des Versicherungs-Vertrags ist, dass der Eintritt 
der Gefahr durch Zufall herbeigeführt sein muss '). Die 
Haftung des Versicherers hört auf, sobald einen der 
Interessierten ein Verschulden triflt, sobald der Tod des 
Versicherten durch eine dieser Personen verursacht oder 
auch nur beschleunigt ist. Das Gebiet der Haftpflicht 
fängt da an, wo kein Verschulden mehr Raum hat. Ein- 
zelne Statuten mögen anderes enthalten. So lässt die 
Gothaer Lebensversicherungsbank in § 73 dem Versiche- 
rungsnehmer nur einen von seiner Seite ausgehenden 
dolus schaden. Als Beteiligte des Geschäftes sind anzu- 
sehen der Versichernde und der Versicherungsnehmer. 
Dass für den Fall des Duells die Gefahr keine zufällige 
ist, ist selbstverständlich, also erlischt die Versicherung, 
ein Versicherungsanspruch ist nicht gegeben^). Dies 
gilt aber nur bei Versicherung auf eigenes Leben. 
Natürlich kann dieses Princip vertragsmässig abgeändert 
werden und insbesondere in England ist das System viel- 
fach verbreitet — sog. Grundsatz der Indisputabilität der 
Policen — , dass die Versicherungsgesellschaft gegen Be- 



1) J. StaudiDger, Lebensversichernngsvertrag 1858, S. 87; 
Förster- Ecci US, Preuss. Priv.-R. Bd. 2 S. 465; Hans Hoff- 
mann, der L.V.vertrag 1879, S. 49; sonstige Litteratnr : Be ne- 
cke IV S. 537 f., Mal SS, Betrachtungen 1862 und in Zeitschr. f. 
Vers.-R. Bd. 2 S. 129 f., Hinrichs in Goldscbmidts Zeitscbr. 
Bd. 20 S. 339, Goldscbmidt ebenda Bd. 22 S. 179. 

2) Dernburg, Preuss. Pr.-R. Bd. 2 S. 743; Pörster-Eccius 
1. cit. 
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Zahlung einer besonderen Prämie von Anfang an auf alle 
Einreden, auch diejenige des mangelnden Zufalls Verzicht 
leistet (vgl. Schwebemeier S. 166 fg.). Sodann aber kann 
bei jeder Versicherung auf fremdes Leben der Versiche- 
rungsnehmer für den vom versicherten Duellanten ver- 
schuldeten Verlust seines Lebens nicht verantwortlich 
gemacht werden, für ihn gilt die Tötung im Duell als 
Zufall, er behält seinen Anspruch gegen den Versicherer. 
Ist hier der Versicherer seiner Verpflichtung nach- 
gekommen, so fragt sich, ob er sich an den Gegner hal- 
ten kann. Der Getötete hätte noch lange leben können 
und der Versicherer ist nur durch diesen Eingriff schon 
jetzt der Zahlungsverbindlichkeit verfallen. Indessen ist 
sowohl nach gemeinem als nach nach preussischem Rechte 
die Frage zu verneinen^). Auch die Praxis des Reichs- 
oberhandelsgerichts (Bd. 13 S. 426) und des Oberappella- 
tionsgerichts zu Berlin (Fenner u. Mecke Bd. 5 S. 160) 
verneint und zwar weil die erste Voraussetzung eines 
ausservertragsmässigen Entschädigungsanspruchs ein Ein- 
griff in die Rechtssphäre des Beschädigten hier fehle. Die 
Motive z. bürg. G.B. Bd. 2 S. 728 hatten zwar entgegen- 
gesetzt entschieden. Aber der § 725, die einzige Stütze 
des bezeichneten Anspruchs, ist im bürg. G.B. wegge- 
fallen und der § 704 ist nur in veränderter Gestalt auf- 
genommen, so dass ohne Zweifel die künftige Praxis sich 
an das preussische und gemeine Recht halten wird. 



1) Dernburg, Preass. Pr.-B. 11^ S. 922. 



Nicht unterlassen möchte ich, auch an dieser Stelle 
dem hochgeschätzten Herrn Geh. Justizrat, Professor 
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Dr. Ziebarth für das lebhafte Interesse, mit welchem er 
meine Studien gefördert, für die Fülle von Anregung, die 
mir sein Verkehr geboten, meinen verbindlichsten Dank 
abzustatten. Dieser Ehrenpflicht der Dankbarkeit komme 
ich hiemit freudigen Herzens nach! 



■ / 






Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



1* 







